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achdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 
3 vom 18. Dezember, 10 Uhr. 
Auf der Tageborbnung ftebt die dritte Berathung der 
erträge. 
© e oc in die allgemeine Aden beſchwert ſich 
Abg. Freih. v. Münch (wild Vp.) darüber, daß er entgegen 
der anderen Rednern gewährten Latitüde bei der Berathung des 
Art. 3 in der zweiten Leſung in ſeinen allgemeinen Ausführungen 
vom Präſidenten beſchränkt worden ſei. } 
Präſident v. Levetzow: Wenn ich überhaupt jemandem 
weiten Spielraum in der Erörterung allgemeiner gi elaſſen 
habe, jo war es der Abg. Frh. v. Münch (Beifall). Ich weile daher 
die Angriffe des Abgeordneten zurück. (Betfall.) 
Darauf tritt das Haus in die allgemeine Berathung ein. 
Abg. v. Helldorff (kt.): Ich ſpreche hier nur für meine 
Perſon. Unter den Vertretern der Landwirthſchaft haben die 
Handelsverträge eine große Exregung hervorgerufen. e Land⸗ 
wirthſchaft iſt gerade in dieſem Jahre durch ſchlechte Ernten ſchlimm 
daran. Jahrelang haben wir für die Getreidezölle gekämpft: 
wenn nun gerade in dieſem Jahre die Getreidezölle herabgeſetzt 
werden, fo tft die Erregung in den landwirthſchaftlichen Kre fen 
begreiflich. Ich ſtimme trotzdem für die Handelsverträge aus den 
allgemeinen politiſchen Geſichtspunkten, welche die Regierung ge⸗ 
leitet haben, und weil ich die Befürchtungen wegen der Wirkung 
der Ermäßigung der Zölle auf die Landwirthſchaft nicht in dem 
Maße, wie andere theile. Ich halte die Zollpolitit, welche die Re⸗ 
mit dieſen Verträgen einſchlägt, für eine richtige. In 
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Nothwendigkeit eines Schutzes der nationalen Arbeit dringend. 
—.— mußte bei Beginn der Schutzzollpolitit gerechnet werden. 
Aber wir find auch auf den Austauſch der Produktion angewieſen, 
und deshalb muß ein richtiges Maß in der Schutzzollpolitik ge⸗ 
alten werden. Die Gründe, die der Reichskanzler gegen das 
bſchließungsſyſtem vorgebracht hat, find für mich überzeugend. 
Daß Deutſchland die Initiative zu dieſem wichtigen Schritt er⸗ 
griffen bat, balte ich für einen großen politiſchen Gewinn; die 
politiſche Bedeutung dieſer Initiative wird überall vom Auslande 
ewürdigt werden. Demgegenüber müſſen wir die einzelnen wirth⸗ 
ſchoftlichen Bedenken zurückſtellen. Ich halte es aber für richtig 
und auch für die Parteien politiſch tlug, dafür zu ſtimmen, was 
man für ri últ, und ſich nicht darauf zu verlgſſen, daß d 
Anderen die * burchbringen, man muß die Verantwortung 
ſelbſt übernehmen. , 

Wir brauchen Schutzzölle; aber zu hohe Getreidepreiſe liegen 
jedenfalls auch nicht im Intereſſe unſerer Landwirthſchaft. Ich 
halte den Unterſchied zwiſchen einer Zollhöbe von 5 Mark und 
3,50 Mark für nicht ſo bedeutend. Die Gegner der Handelsver⸗ 
träge find namentlich gegen das Feſtlegen der Zölle. Ich halte 
aber eine nochmalige Erhöhung der Getreidezölle in den nächſten 
12 Jahren für die Landwirthſchaft ſelbſt nicht zuträglich, ja für ge⸗ 
fährlich. Einen erfolgreichen Sturm gegen die Getreidezölle be: 
fürchte ich nicht. Der Hinweis auf die | 
in der „Freiſinnigen Zeitung“ kann nicht zu einer Ablehnung der 
Verträge führen. Herr Richter hat in einem Artikel der „Freiſ. Ztg.“ 
die Agrarier . nun auch auf die Herabſetzung der indu⸗ 
ſtriellen Zölle hinzuwirken. Nein, Herr Richter, dieſen Ge allen 
ibun wir Ihnen nicht, hierin glaube ich, wird die ganze Rechte 
und auch die Mittelparteien feſt zuſammenhalten. 

Es iſt darauf hingewieſen worden, welche Einwirkung die Er⸗ 
müßigung der Getreidezölle nach der lex Huene hat. Dieſes Ge⸗ 
ſetz hat früher wobl gut gewirkt, aber es hat mit der Zeit eine unor⸗ 
ganiſche Vertheilung der Summen herbeigeführt. In Preußen 

ebt man mit einer nationellen Steuerreform vor, und fo wird 
— dieſelbe 15 den Ausfall in der lex Huene ein Ausgleich ge⸗ 
en werden. 8 
Ka treten ſolidariſch für die Intereſſen der Induſtrie ein, ob: 
ich wir uns nicht verbeblen können daß das Aufblühen der In⸗ 
uſtrie ein Zuſtrömen der ländlichen Bevölkerung nach den Städten 
bewirkt. Es wird die Aufgabe der nächſten Zukunft ſein, dieſer 
Frage eine beſondere Aufmerkſamteit zuzuwenden. Insbeſondere 
cere alle Verſuche gemacht werden müſſen, dieſe Leute aus den 
änden der Sozialdemotratie zu retten. Das fit eine Angelegen⸗ 
eit, auf welche die Konſervativen ihre ganze Kraft vor Allem zu 
verwenden haben. E 
on . (Ztr.) wendet ſich (auf der Tribüne im Ein- 
nen nicht verſtändlich) als Vertreter der oberſchleſiſchen Montan⸗ 
fiouttrie gegen eine Behauptung des Abg. Sardorff in der zweiten 
Leſung, daß die Montaninduſtrie von dem Vertrage mit Oeſter⸗ 
reich nur Nachtbeile habe. Die oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie werde 
namentlich in Steiermark ein neues Abſatzgebiet gewinnen. Dage⸗ 
gen ſei die öſterreichiſche Konkurrenz nicht ſehr zu fürchten. 

Abg. v. Kardorff (Rp.) beſtreitet, daß wir uns in einer 
Panbeiäpofittihen Zwangslage befunden hätten und alſo zun Ab⸗ 
chluß der vorliegenden Verträge gedrängt worden wären. Wir 
hätten auf demſelben Wege wie bisher weiter gehen und auf Grund 
des jetzigen Zustandes die in Geltung befindlichen Verträge verlän⸗ 

ern können! Zum Mindeſten wäre es angebrachter geweſen, vor 
bſchluß der Verträge den Tarif einer Reviſion zu unterziehen, 
um ſpäter günſtigere Bedingungen zu erlangen. Der vorliegende 
ertrag fest uns in ein ungünftiges Verhältniß zu Oeſterreich. 
Es Handelt ſich bei der Haltung in der Frage der Handelsverträge 
m ein Vertrauensvotum für die Regierung, welches ein Theil 
der Konſervativen nicht verſagen zu können glaubt. Ich aber 
ftimme nicht aus politiichen, ſondern aus ſachlichen Gründen, und 
werde daher gegen den Handelsvertrag ftimmen. Das müßten 
doch auch die Freiſinnigen thun, die erklärt haben, keinen Handels⸗ 
vertrag annehmen zu wollen, der Differenzialzölle einführt. Man führt 
freilich die politiſche Bedeutung des Bündniſſes an. Politik iſt ja 
allerdings für Zustimmung zu den Verträgen hauptmaßgebend ge⸗ 
weſen. Das nem glaubt als maßgebende Partei mit der 
egierung gehen zu müſſen, wäbrend es rach ſeiner bisherigen 
Haltung in wirthſchaftlichen Fragen gegen die Handeksverträge 
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können. 
rage. Erfreut hat es mich, 
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abe, aber ſeine Ausführung, daß 
er auf dem Standpunkt des 


ährungskongreſſes von 1882 ſich 
befinde, nämlich abzuwarten, haben mich in hohem Grade enttäuſcht. 
Dieſe Frage iſt nicht ſo ſchwierig, wie der Reichskanzler meinte, 
nicht ſchwieriger wenigſtens, als jede andere handels⸗ und zollpo⸗ 
litiſche Frage. Wir können hierin wohl ohne Hilfe Englands die 
Initiative ergreifen. 

habe nicht, wie Herr v. Helldorff einen großen Reſpekt 
vor Herrn Richter, denn in keiner Zeitung finden wir ein ſolches 
Maß von Unwahrhaftigkeit wie in der „Freiſinnigen Zeitung“. 
Die neue Handelspoliti pel ſich nicht, wie Abg. v. Helldorff 
meinte, in dem bisherigen Geleiſe, ſondern nimmt einen neuen 

„den ich nicht mitmachen kann. Das wirthſchaftliche Gebiet 
darf mit dem politiſchen nicht verquickt werden. Das war auch die 
Politik des Fürſten Bismarck, der beide Gebiete auseinander zu 
halten gewußt hat. Denn ſonſt hätte er niemals die Lombardirung 
ruſſiſcher Papiere ſeitens der Reichsbank unterſagt. Kein Land 
verfolgt ſeine wirthſchaftlichen Intereſſen mit größerer Rückſichts⸗ 
loſigkeit als Nordamerika, aber keiner wird in ſeiner jetztigen 
Zollpolitik eine politiſche Aktion erblicken. 

Reichskanzler v. Caprivi: Herr v. Kardorff iſt von der ſo 
löblichen Tendenz, die er geſtern bekundete, die Verhandlungen nicht 
unnöthig in die Länge zu ziehen, heute zurückgekommen. Er hat 
ich nicht enthalten können, noch einmal im Haufe alle jeine 
Schmerzen vorüberziehen zu laſſen. Ich kann ihm nichts entgegen⸗ 
ſetzen, als meine Hoffnungen, die von der Mehrheit des Hauſes 
und des Landes getheilt werden. Herr v. Kardorff klagt, daß er 
durch Aeußerungen von mir enttäuſcht worden iſt. Nach dem, was 
1 bis jetzt von ihm gehört habe, muß ich geſtehen, daß ich fürchte, 
ich werde ihn noch öfter enttäuſchen. Er unterſtellt den verbün⸗ 
deten Regierungen Motive, die weder in der Denkſchrift noch in 
den hier gefallenen Aeußerungen enthalten ſind. Ich ſpreche dem 
Abg. jede Berechtigung dafür ab; dieſes Schickſal theilen die verbün⸗ 
deten Regierungen mit einer großen Menge der Par eien, denen er 
ebenfalls Motive unterſtellt bat, von denen ich bisher nichts gehört 
habe. (Sehr richtig!) Das ficht aber weder mich an, noch die 
verbündeten Regierungen, noch wohl die Partei. (Sehr richtig!) 
In dem Theile ſeiner Rede, in der er die auswärtige Politik be⸗ 
handelte, hat er geäußert, er erkenne in der Mac⸗Kinley⸗Bill keine 
politiſche Aktion. Dann erkennt er auch imulPanamerikanismus 
feine politiſche Aktion, und fo lange dies nicht geſchieht, werde ich 
2 nero ad über äußere Politik gegen ihn zu äußern (Heiterkeit 
und Beifall). 

Abg. Moeller (nl): Die große Mehrzahl meiner politiſchen 
reunde und ich werden für die . ſtimmen. 
ir ſtellen die politiſchen Rückſichten weit in den Vordergrund. 

Es iſt ein großer Erfolg, wenn wir einen mitteleuropäiſchen Zoll⸗ 
bund gründen gegen den Koloß im Oſten. Ein neuer Kurs iſt 
allerdings eingeſchlagen, aber nicht in Deutſchland, denn wir ſind 
bei unſerer mäßigen Schutzzollpolitik geblieben; aber wir haben dur 
die Verträge die anderen Staaten zur Umkehr von ihren un mäßig 
hohen Schutzzöllen gezwungen. Der Export unſerer Induſtrie wird 
vielleicht nicht bedeutend ſteigen, aber es wird verhindert werden, 
daß er ganz zurückgeht. Wir verhindern einen Zollkrieg Aller gegen 
Alle und deshalb ſtimmen wir für die Verträge. 

Abg. Bebel (S.⸗D.): Dieſe Verhandlungen haben bewieſen, 
mit welcher Ausdauer die Vertreter der beſitzenden Klaſſen ihre 

ntereſſen vertreten. Jetzt fährt ſich zum erſten Mal ſeit zwölf 
Sabıen Induſtrie und Landwirthſchaft in die Haare, die ſchöne 


Sarmonie ijt zerſtört, in welcher ſeit 12 Jahren ein Attentat auf 


die Volkskraft ausgeübt wurde. Die Zölle haben die ng, 
die wir vorausgeſagt haben, gethan. Der inländiſche Ma nn 
die ungeheure Maſſe induſtrieller Produkte nicht mehr aufnes men, 
und die Lebensmittel find unerſchwinglich theuer. Jetzt erkennt 
man auch auf jener Seite die Nothwendigkeit der Verträge an. 
Wir ſtehen den Verträgen ſehr Kr gegenüber. Sie fommen zu 
ſpät; man hätte fie abſchließen müſſen vor Eintritt der wirthſcha 

lichen Kriſis, dann hätten ſie der Induſtrie und dem Volke mehr 
genützt. Die Ringbildungen, die namentlich auf dem Gebiete der 
Kohleninduſtrie ungeheure Preiserhöhungen herbeigeführt haben, 
können nicht fortbeſtehen. Die Verträge find auch auf zu lange 
Zeit abgeſchloſſen; die Friſt hätte kürzer fein müſſen, damit die 
deutſchen Regierungen früher in die Lage kommen, neue Verträge 
mit weiteren Tarifermäßigungen abzuſchließen. Die große Bevöl⸗ 
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kerungszunahme Deutſchlands, die zunehmende induſtrielle Kon⸗ 
kurrenz, die eine immer koloſſalere Maſſenproduktion zur Folge 
haben werde, werden ſehr bald neue Abſatzgebiete für die Induſtrie, 
alſo neue Verträge nothwendig machen. Und die Nothlage der 
Arbeiter, welche Prinz Karolath in keiner Weiſe übertrieben ge= 
ſchildert hat, wird zunehmen und eine weitere Verbilligung der 
Lebensmittel nothwendig machen. Deshalb werden auch die agra⸗ 
riſchen Zölle unmöglich in der Höhe von 3,50 M. aufrecht erhalten 
werden können. 

Der Getreidezoll kann den Zweck, die Landwirthſchaft ſo pro⸗ 
duktionsfähig erhalten, als es dem Bedarf des Landes entſpricht, 
nicht erfüllen; trotz der Einführung und fortgeſetzten Erhöhung der 
Zölle hat ſich die mit Getreide beſtellte Fläche um 10000 Hektar 
vermindert. Im Fall eines Krieges würden wir immer auf Zu⸗ 
fuhren vom Auslande angewieſen ſein, und das wird mit jedem 
Jahre mehr der Fall ſein. Rüben und Kartoffeln un Schnaps 
ſind feit 12 Jabren weit mehr angebaut. Die deutſche Zollpolitit 
hat alſo die Brotproduktion Deutſchlands vermindert zu Gunſten 
einer n Auslands mit billigem Zucker und mit Schnaps. 
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Getreidezölle nicht verbeſſert, ſondern eben verichlechtert wor⸗ 
den. (Widerſpruch rechts.) Den Beweis dafür liefert 
Ihnen doch die Auswanderung und Sachſengängerei. Sie be⸗ 
handeln Ihre Arbeiter mehr wie Leibeigene oder Hörige, als wie 
freie Arbeiter. (Unruhe rechts. Präſident v. Levetzow erſucht 
den Redner, ſolche Beſchuldigungen nicht gegen itglieder des 
Hauſes zu richten.) Die Bevölkerung des platten Landes nimmt 
nicht in dem Maße zu wie die ſtädtiſche Bevölkerung, ja in vielen 
Kreiſen iſt ſogar eine Abnahme erfolgt, ein Beweis, daß die länd⸗ 
liche Bevölkerung in die Städte zieht. Auch die ſteigende Aus⸗ 
wanderung namentlich in den öſtlichen Provinzen Preußens beweiſt 
die traurige Lage der Bevölkerung in den ländlichen Gegenden 
(Präſident v. Levetzow ruft den Redner zur Sache). Eine Um⸗ 
geſtaltung der Agrarverhältniſſe muß erfolgen, wenn man das pro⸗ 
duziren will, was für den Konſum nothwendig de Unter der 
heutigen Privatwirthſchaft kann das aber nicht geichehen. 

Die Verträge ſind ſowohl vom Reichskanzler als auch von 
anderen Rednern als eine Maßregel gegen die Sozialdemokratie 
hingeſtellt worden, während auf der anderen Seite die Annahme 
des Vertrages als eine für die Sozialdemokratie günſtige Maß⸗ 
nahme bezeichnet wird. Dieſe entgegengeſetzten Anſchauungen 
beweiſen, daß mit ſolchen Dingen die Sozialdemokratie nicht beſei⸗ 
tigt wird. Nach der Anſicht des Reichskanzlers begingen wir 
durch die Annahme der Verträge einen geiſtigen Selbſtmord. Nun, 
die Sozialdemokratie wird trotz alledem immer weiter vorwärts 
ſchreiten. (Beifall bei den Sozialdemokraten.) 

Abg Dr. Barth (dir): Auch heute hat man wieder verſucht 
durch allerlei Interpretattonskünſte unſeren Standpunkt fo darzu⸗ 
ſtellen, als wenn wir die Verträge nur mit ſchwerem Herzen an⸗ 
nehmen würden. Herr v. Helldorf hat ſich wieder auf einen 
Artikel der „Freisinnigen Zeitung“ berufen, der in unvorſichtiger 
Weiſe die eigentliche Meinung der freiſinnigen Partei zum Aus⸗ 
druck gebracht haben ſoll. Ich bin ſehr erſtaunt, daß man einem 
derartigen Artikel eine jo hohe Ehre erweift; denn was in jenem 
Artikel, iſt ja ſeit langer Zeit Gemeingut unſerer Partei geweſen 
und nicht neu. Wir warnen vor einer Ueberſchätzung der unmittel⸗ 
baren wirthſchaftlichen Bedeutung dieſer Handelsvertrüge, wir 
acceptiren aber ſelbſt das Kleinſte, was uns in dieſen Verträgen 
geboten wird, und wir erkennen vorzugsweiſe an, daß für uns ein 
weſentlicher Gewinn in der Entfeſſelung liegt, die wir uns durch 
Ermäßigung eines großen Theiles unſerer eigenen ölle bereiten. 
Wir waren immer der Anſicht, je weniger Schutz zoll, deſto beſſer 
für das Sand, und dieſe Anſicht vertreten wir im vorliegenden 
Falle. Die Vorlage bedeutet einen vollſtändigen Bruch mit der 
Bismarck [hen Wirthſchaftspolitik; fie it der Aus⸗ 
druck einer gy see Umkehr gegenüber der bisherigen Polttif. 
Wenn etwas die Nothwendigkeit der Umkehr beweiſt, ſo iſt es der 
Umſtand, daß eine ſchutzzöllneriſche Regierung und ein ſchutz⸗ 
same Reichstag zu der Ueberzeugung gekommen tft, daß die 
Bismarck ſche Handelspolitik mit den vitalſten Intereſſen unſeres 
eigenen Vaterlandes nicht in Einklang zu bringen iſt, und daß die 

Nehrheit des ſchutzzöllneriſchen Reichstages ſich gezwungen ſieht, 
dieſer neuen Politik auch ihrerſeits zuzuſtimmen. 

Jede Politik, die W abzielt, ſich in autonomen Geſtal⸗ 
tungen der einzelnen Zolltarife den eigenen Markt aufrecht zu 
erhalten und trotzdem den Export nicht zu ſchädigen, muß eine 
chroniſche Ueberproduktion zur Folge haben. Dieſe chroniſche Ueber⸗ 
Folge der Bismarckſchen Handels⸗ 
politik geweſen, und es wird viel zurückzuthun ſein, bis wir wieder 
in normale Verhältniſſe zurückgelangen. Den erſten Schritt aber 
machen wir wenigſtens mit dieſen Handelsverträgen. iſt eine 
falſche Anſchauung, daß wir namentlich Oeſterreich N Kon⸗ 
zeſſionen machen, die mit den Intereſſen Deutſchlands nicht zu 
vereinigen ſind. Auf die Herabſetzung der Getreidezölle trifft das 
nicht zu. Oeſterreich⸗Ungarn führt ſchon heute mehr Roggen ein 
aus und in wenigen Jahren wird es auch mehr Wetzen ein⸗ 
ausführen. Es wird alſo von dieſen Zugeſtändniſſen auf dem 
Gebiete der Getreidezölle in wenigen Jahren keinen Gebrauch 
machen können. Aber auch jetzt iſt der Vortheil Oeſterreich⸗ 
Ungarns ein minimaler. In den letzten Jahren haben wir in 
maximo 150 000 Tonnen von Oeſterreich⸗Ungarn bekommen. Alſo 
ſelbſt wenn dieſe Zolldifferenz von 15 Mark pro Tonne den Pro⸗ 
duzenten und Exporteuren Oeſterreich⸗Ungarns voll als Gewinn 
zufallen würde, würde dieſer Gewinn die Bagatelle von 2 Mil⸗ 
lionen betragen. Man macht ſich alſo über die unmittelbare Wire 
kung der Getreidezölle eine viel zu große Vorſtellung. Immerhin 
aber wird dieſe geringe Zollherabſetzung einen gewiſſen Einfluß 


ausüben für unſere konſumirende Bevölkerung in Deutichlaud, und : 
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unter das man in keinem Falle gehen könne. 1879, in der erſten 
Zolltarifkommiſſion des Bundesraths, wurde aber ſogar der Zi 
jag von 1 Mk. pro Doppelzentner Weizen abgelehnt von den Ver⸗ 
tretern von Bayern, Sachſen, Thüringen, Baden und den Hanſe⸗ 
ſtädten. Die ſüddeutſchen Regierungen waren alſo damals der 
Anſicht, daß auch nur ein ſolcher Zollſatz mit den Intereſſen der 
Ernährung des deutſchen Volkes nicht in Einklang zu bringen ſei. 
Seitdem war der agrariſche Appetit beſtändig im Wachſen. Ebenſo 
wie wir bei der Erhöhung der Getreidezölle die Ueberzeugung 
hatten, daß ſie immer weiter erhöht werden würden, ſo haben wir 
jetzt die Ueberzeugung, daß die Abbröckelung der Zölle über die 
3,50 Mk. hinaus in kurzer Zeit eintreten wird. Wir halten es 
mit den Lebensintereſſen des deutſchen Volkes unvereinbar, über⸗ 
haupt einen Getreidezoll in welcher Höhe auch beſtehen zu 
laſſen. Auch das landwirthſchaftliche Gewerbe hat kein Intereſſe 
an den Zöllen; nur der Großgrundbeſitzer hat ein Intereſſe da⸗ 
ran. Zwiſchen beiden beſteht aber ein Unterſchied wie zwiſchen Tag 
und Nacht. Es kann jemand ein Grundbeſitzer ſein, ohne Landwirth⸗ 
ſchaft zu betreiben, und umgekehrt kann jemand keinen Grundbeſitz 
haben und doch ein Landwirth ſein, wie das z. B. bei den Pächtern 
der Fall. Die Vereinigten Staaten Nordamerikas können wirth⸗ 
ſchaftliche Thorheiten begehen, ohne daß es ihnen gleich an den 
Kragen geht. Aber auch dort hat der übertriebene Schutzzoll zu 
einer ſtarken ande n e und wahrſcheinlich wird, noch 
ehe dies Jahrhundert zu de geht, Amerika ſich der Schutzzoll⸗ 
feſſeln entledigt haben. Dann wird es erſt recht im Stande ſein, 
uns Konkurrenz pe machen, und für dieſen Augenblick müſſen wir 
gerüſtet ſein, da helfen die armſeligen Zölle nichts. Wir würden 
mit einem ſogenannten mitteleuropäiſchen Zollbund in eine gefähr⸗ 
liche Situation gegenüber unſeren beſten Abnehmern kommen, na⸗ 
mentlich gegen England. Es muß bei Zeiten allen ſchutzzöllneri⸗ 
ſchen Velleititen bei uns und den vertragsſchließenden Staaten ein 
Riegel vorgeſchoben werden. An dieſe Verträge muß ſich eine zu⸗ 
nächſt gemäßigte freihändleriſche Entwicklung anſchließen. Auch 
aus Gründen des ſozialen Friedens iſt es Zeit, mit dem protektio⸗ 
niſtiſchem Syſtem zu brechen. Wir ſehen der Zukunft mit Hoff⸗ 
nung entgegen und es ſoll an uns nicht fehlen, wenn der jetzt be⸗ 
tretene Weg in möglichſt beſchleunigtem Tempo fortgeſetzt wird. 
Keine Volksvertretung iſt im Stande, einem ſolchen Vorgehen der 
Regierung Widerſtand zu leiſten. Ich bin überzeugt, ſelbſt der en⸗ 
ragirteſte Schutzzöllner würde die Verträge annehmen, wenn das 
Geſpenſt der Auflöſung im Hintergrunde ſteht. Mir und meinen 
Freunden iſt um die freihändleriſche Entwicklung unſeres Vater⸗ 
landes nicht bange. (Lebhafter Beifall links). 

Ein vom Abg. Eberty geſtellter Schlußantrag wird 
abgelehnt. 

Abg. Stöcker (k.): Der von dem Reichskanzler gegen den 
Abg. v. Kardorff gemachte Vorwurf, daß er die Verhandlungen 
unnöthig verlängere, war gewiß ungerechtfertigt. Wir haben gethan, 
was möglich war, die Verhandlungen zu verkürzen; wir haben 
nicht einmal die ordnungsmäßigen Termine für die Berathung 
innegehalten (Sehr wahr! rechts). 

Mir iſt es unmöglich, den Handelsverträgen zuzuſtim⸗ 
men. Als wir den Zoll auf 5 Maxk erhöhten, war die Lage der 
Landwirthſchaft ſo, daß mir ein prinzieller Gegner der Zölle er⸗ 
klärte, wenn die Lage der Landwirthſchaft ſo bleibe, ſo werde er 
fogar für einen Zoll von 10 Mk. ftimmen. (Lachen links; Zurufe: 
Namen nennen!) Aus meinem Siegener Wahlkreiſe, der an den 
Getreidezöllen gar nicht intereſſirt iſt, habe ich einen Brief bekom⸗ 
men, in welchem ganz entſchieden gegen die Handelsverträge pro⸗ 
teſtirt wird. Durch die Zölle haben wir verhindert, daß die aus⸗ 
ländiſche Spekulation ſich ſo heftig wie früher auf unſeren Markt ſtürzte. 
Heute ſind die Verhältniſſe abnorm. Trotz der 5 Mk. Zoll haben 
wir ſo niedrige Preiſe gehabt, wie ſelten im Jahrhundert. Die 
Zölle aber halten weniaſtens den Ruin auf. 

Die Kapitalbildung bei der Induſtrie und Landwirthſchaft wird 
von den Sozialdemokraten immer verurtheilt, aber auf die Stellen, 
two fie am ſchamloſeſten auftritt, welft man nicht hin. Unſere Ar: 
beiter werden jetzt ſo gut gelohnt, daß ſie ohne Neid auf die Zu⸗ 
ſtände in Amerika und England blicken können. (Lachen links.) 
Auch auf dem Lande ſind die Verhältniſſe der Arbeiter nicht ſchlechte. 
Die Leute wandern nach Amerika aus, weil ſie ſo viel geſpart ha⸗ 
ben, um ſich dort ein neues Heim zu gründen. (Gelächter links.) 
Die empörende Art, in welcher Abg. Bebel von der Leibeigenſchaft 
der land ichen Arbeiter geſprochen hat, weiſe ich zurück. (Vizeprä⸗ 
ſident Graf Balleſtrem erklärt den Ausdruck „empörend“ für 
unzuläſſig. Die wahre geiſtige Sklaverei herrſcht bei den Sozial⸗ 
demetraten. Die Schutzzollära tft nicht vom Fürſten Bismarck ge⸗ 
waltſam eingeführt, ſondern die Regierung hat damit noch viel zu 
lange gewartet. Man hat ſchließlich dem Nothſchrei der brotloſen 
induſtriellen Arbeiter der Eiſeninduſtrie nachgeben müſſen. 
Landwirthſchaft und Beſitz ſind apextings zwei verſchiedene 
Dinge. Wir wollen aber nicht, daß unſere er ca Grund⸗ 
befiger ihre Güter räumen müſſen, und die Herren Cohn, Wolff 
und Konſorten einziehen (Heiterkeit rechts. Wir kämpfen nicht für 
den landwirtbſchaftlichen Beſitz, fondern für die Natur des deutſchen 
Volkes (Beifall rechts). rer un und Centrum, die jetzt die 
Herrichaft im Reichstag führen, unterſtützen jetzt die Regierung und 
opfern auch ihre Ueberzeugung. Ich zweifle aber, ob ſie ſpäter, 
wenn die Verträge angenommen und die Zölle herabgeſetzt ſind, 
ebenfalls der Regierung folgen werden. Die Landwirthſchaft it in 
einer viel ſchlimmeren Lage als die Nadel und gerade der kleine 
Bauer leidet am meiſten. Der Beſitz erhält die Vaterlandsliebe, 
wer einen kleinen Beſitz hat, geht von ſeiner Scholle nicht ſo leicht 
weg, und ich bitte die Großgrundbeſitzer darauf ihre Aufmerk- 
ſamkeit zu richten, daß viel mehr Leute jean gemacht werden. 
. handeltes ſich nicht blos um politiſche, konſtitutionelle Intereſſen, 
eute ſtehen die wirthſchaftlichen Intereſſen im Vordergrunde und 
gerade die wirthſchaftlichen Intereſſen des Oſtens zu wahren, muß 
eine der vorzüglichſten Aufgaben des Reiches ſein. Man muß po- 
litſſche und wirthſchaftliche Geſichtspunkte trennen. Das wichtigſte 
Mittel zur Kräftigung des Landes iſt die Zufriedenheit im 


miern. 
3 Abg. v. Koscielski (Pole) wendet ſich gegen den Vor⸗ 
wurf des Abg. v. Kardorff, als ob die Polen aus lokalen oder 


parteitaktiſchen Gründen für die Handelsverträge ſtimmen. Die 
Polen hätten konſervative Geſinnung, aber ſie ſtimmten für die 
Verträge, weil fie fie für eine wirthſchaftliche und politiſche Noth⸗ 
wendigkeit halten, weil ſie davon eine Kräftigung des Reiches, eine 
Förderung des Friedens erwarteten. Die Polen kümmerten ſich 
nicht, ob ſie durch Zuſtimmung zu egoiſtiſchen Schmeichlern, oder 
durch die Ablehnung zu Reichsfeinden geſtempelt würden, ſondern 
behandelten jede Frage nach rein ſachlichen Geſichtspunkten. 

Abg. v. Frege (Dk.) erklärt, daß er mit einem großen Theile 
ſeiner Freun e gegen die Vorlage ſtimmen werde, nicht aus ein⸗ 
ſeitigem agrariſchen Intereſſe, noch aus dem Beſtreben, die Ge⸗ 
treidepreiſe hoch zu erhalten, oder die Reihen der politiſch Unzu⸗ 
friedenen zu vermehren, ſondern ana, aus allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten in Hinſicht auf den ganzen Vertrag. 

bg. Richter: Herr v. Kardorff hat ein ungünſtiges 
Urtheil über den Reſpekt, den ich beanſpruchen könne, für meine 
Perſon und in Verbindung damit über die Wahrhaftigkeit der 
„Freiſinnigen Zeitung“ abgegeben. Es iſt das charakte⸗ 
riſtiſcher Weiſe in derſelben Rede des Abg. v. Kardorff geſchehen, 
die der Herr Reichskanzler damit charakteriſirte, daß ſie ebenſo 
unwahre Motive der Regierung unterlegte, wie unwahre Motive 
den politiſchen Parteien in dieſem Hauſe. Herr v. Kardorff gehört 


frellich Bir denjenigen politiſchen Gegnern, die, wenn ihnen die ſach⸗ 
lichen Gründe ausgehen, — es pflegt dem Herrn häufig zu paſſiren 
— dann die Perſon des Gegners in Allgemeinen herabzuſetzen 
lieben. Ich bin indeß parlamentariſch alt und bekannt genug, um 
mit der volllommenſten Gleichgiltigkeit auf die Beurtheilung meiner 
Perſon ſeitens des Abg. v. Kardorff herabblicken zu können. Die 
Perſönlichkeit des Abg. v. Kardorff iſt politiſch und menſchlich in 
meinen Augen eine ſolche, daß ich nicht geneigt ſein kann, in der 
Anerkennung ſeiner Reſpektabilität weiter zu gehen, als ich durch 
die Geſchäftsordnung des Hauſes dazu gezwungen bin. a 

_ _ (Biscprafident Graf v. Balleſtrem bittet den Redner ſich 
in Ener Ausdrücken gegen andere Mitglieder des Hauſes zu 
mäßigen und auch nicht bis an die äußerſte Grenze zu gehen, die 
die Geſchäftsordnung zuläßt.) 

Abg. Richter: Ich war genöthigt, bis an die äußerſte 
Grenze zu gehen, weil Herr v. Kardorff ſich eine ähnliche Bemer⸗ 
kung mir gegenüber geſtattete. 

Dann noch einige Bemerkungen gegen Herrn Stöcker. Was 
war das für eine Rede? Sie paßte auf die Handelsverträge und 
auch nicht. Sie hätte ebenſo gehalten werden können zu andern 
Handelsverträgen und zur erſten Berathung des Budgets. Das 
war fo eine allgemeine chriſtlich⸗ſoziale Rede, wie er fie auf feinen 
Reiſen hält (Heiterkeit). -Er wirft dem Reichstag vor, daß er 
nicht einmal die Termine der Geſchäftsordnung inne gehalten hat. 
Herr Stöcker gehört doch ſelbſt zum Reichstag. Als der Prafident 
geſtern fragte, ob jemand widerſpreche, da habe ich Herrn Stöcker 
nicht als Widerſprechenden wahrgenommen; alo ſcheint er nicht 
einmal anweſend geweſen zu ſein, oder er muß in ſeine Beſchwerde 
ſeine eigene Perſon miteinbegreifen, d. h. ſich ſelbſt den Vorwurf 
machen, daß er nicht widerſprochen hat. 

Herr Stöcker hat ſich dann auf eine annonyme Autorität 
berufen, die geäußert habe, man hätte in Bezug auf den Kornzoll 
bis auf 10 Mark gehen müſſen. Da die Perſönlichkeit nicht genannt 
iſt, ſo kann ich ſie frei kritiſtren. Sie iſt eine ſolche, die aus Dall⸗ 
dorf erſt gekommen iſt oder dahin gehört. (Große Heiterkeit.) 

Herr Stöcker beruft ſich auf einen Brief, den er aus ſeinem 
Wahlkreiſe bekommen hat. Er muß wenig Briefe bekommen, wenn 
ein ſolcher Brief auf ihn den Eindruck macht, daß er ihn hier mit⸗ 
theilt. Seinen Wahlkreis nennt er ſelbſt einen an den Verträgen 
wenig intereſſirten. Was kann uns ein Brief aus dieſem Wahl⸗ 
kreiſe intereſſiren. Der Wahlkreis des Herrn Stöcker iſt ſehr nahe 
verwandt mit dem meinen. Auch in dieſem haben wir eine Eiſen⸗ 
induftrie ; aber die Handelsverträge ſchaden uns nach keiner Richtung, 
nützen aber, indem jie die Möglichkeit eines bill geren Brotes für 
den Arbeiter geben, und die Arbeiter im Siegener Wahlkreiſe 
leiden unter den gegenwärtigen Lebensmittelpreiſen nicht weniger 
als die Hagener; und wenn die Regierung die Proben machen 
wollte, wie die Arbeiter in den Eiſenbezirken darüber denken, und 
eine Neuwahl veranſtalten würden, dann würde von der Auf⸗ 
ſtellung des Herrn Stöcker im Kreiſe Siegen nicht mehr die Rede 
ſein. (Heiterkeit.) Erinnern Sie ſich doch, daß Herr Stöcker über⸗ 
haupt nur auf den Krücken von anderen Parteien in den Reichs⸗ 
tag hineingehumpelt tit, (Heiterkeit), und daß die ganze politiſche 
Perſönlichkeit des Herrn Stöcker weſentlich nur emporgekommen 
iſt, weil Fürſt Bismarck das Intereſſe hatte, auch einmal einen 
ſolchen ann emporkommen zu ſehen. (Heiterkeit) In dem 
Augenblicke, als dieſe Stütze zuſammenbrach, ſchwand ſein Einfluß, 
und er kann es nicht einmal mehr dazu bringen, auch nur von 
ſeinen nächſten Freunden in den Synodalvorſtand gewählt zu 
werden. (Große Heiterkeit.) Seine eigenen Freunde (Sueiden ihm 
— darüber jammern ja ſeine Blätter alle Tage — in der General: 
ſynode das Wort ab. (Heiterkeit links.) (Vizepräſident Graf 
Balleſtrem ruft den Redner zur Sache.) Ich meine, daß, 
wenn Herr Stöckers Rede zur Sache war, auch meine zur Sache 
iſt. (Vizepräſident Graf Balleſtrem: Ich muß den Abg. Richter 
bitten, dieſe Beurtheilung dem Präſidenten zu überlaſſen.) 

Herr Stöcker warnt vor einer Herabſetzung der Getreidezölle, 
da bei einer ſchlechten Ernte das ausländiſche Getreide auf dem 
deutſchen Markte die Getreidepreiſe drücken werde. Ich konſtatire 
das Zugeſtändniß, daß bei der Konkurrenz des ausländiſchen 
Getreides auf dem deutſchen Markte die inländiſchen Preiſe herunter⸗ 
gehen. Ich konſtatire ferner, daß dieſer chriſtlich⸗ſoziale Mann der 
deutſchen Bevölkerung nicht gönnen will, im Falle 
einer ungünſtigen Ernte eine Zufuhr aus dem Aus⸗ 
lande zu haben, und daß fie lieber theures Brot eſſen 
ſoll, nur damit die Herren Agrarier aus ihren Grundrenten höhere 
Einnahmen bekommen auf Koſten der konſumirenden Bevölkerung. 
(Sehr wahr! links.) 

Die Wirkung der Getreidezölle wird ſich nicht, wie 
Herr Stöcker meinte, darin äußern, daß die an und für ſich ſchon 
günſtige Anbaufläche bebaut wird. Einen günſtigen Boden braucht 
man nicht erſt durch eine Prämie zu beſtimmen, daß Getreide 
darauf gebaut wird. Die Wirkung der Getreidezölle wird allein 
die ſein, daß unter Umſtänden ſolcher Boden zum Anbau genommen 
wird, der wirthſchaftlich ſich dafür gar nicht eignet, weil die dafür 
aufgewendete Arbeit und das Kapital viel produktiver und viel 
lohnender für die Volkswirthſchaft in anderer Weiſe verwandt 
werden könnte, als auf dem an ſich für den Getreidebau nicht 
rentablen Boden. 

Der Gedanke, daß die Auswanderer Leute ſeien, die durch 
große Wohlhabenheit ſich die Mittel dazu geſpart haben, iſt kein 
origineller, ſondern wir haben ihn ſchon 1885 zu allſeitiger Ver: 
wunderung von dem Fürſten Bismarck ausſprechen hören. Aber 
was für Jupiter paßt, das nimmt ſich nicht ebenſo autoritativ aus 
dem Munde des Herrn Stöcker aus. Heiterkeit.) Es giebt aller⸗ 
dings Klaſſen der Bevölkerung, die ſich nicht die Koſten der Aus⸗ 
wanderung erſparen können. Der Reichskanzler hat mit vollem 
Recht geſagt, wenn wir nicht Waaren ausführen können, dann find 
wir genöthigt, Menſchen auszuführen, weil dann die nduftrie 
unſere wachſende Bevölkerung nicht ernähren kann. Ich möchte 
dieſen Gedanken in anderer 9 wiedergeben: Wenn wir das 
billigere Getreide nicht vom Auslande hineinlaſſen, dann wird 
unſere Bevölkerung pestomaen werden, in die Länder auszuwandern, 
in denen das Getreide billiger produzirt wird und das Brot billiger 
zu ſtehen kommt als bei uns. 


Herr Stöcker behauptet, 
Zöllen gerufen, ſondern aus dem Lande habe man darnach gerufen, 
in Wahrheit aber hat Fürſt Bismarck künſtlich die Intereſſen auf⸗ 
geſtachelt durch jene bekannten Bauernbriefe und dadurch erſt 
eine Agitation für Einführung der Getreidezölle hervorgerufen. 
Man war in den Kreiſen der Landwirthe damals ſo wenig für 
Zölle eingenommen, daß noch im Januar 1879 der deutſche Land⸗ 
wirthſchaftsrath es ablehnte, ein Votum zu Gunſten eines Getreide⸗ 
zolls auch nur von einer halben Mark abzugeben 

Es intereſſirt wenig, ob die Beſitzer der Güter nun Cohn und 
Wolff oder Maaß und Meyer oder auch Strudelwitz und Prudelwitz 
heißen (Heiterkeit); nur ſoll der übrige Theil der Nation nicht ge⸗ 
wiſſermaßen Frohndienſte leiſten, damit ſich Strudelwitz und Pru⸗ 
delwitz auf ihren Gütern erhalten. Das Land darf nicht kontribu⸗ 
tionspflichtig gemacht werden, zu Gunſten der jeweiligen Beſitzer, 
ſondern darguf kommt es an, daß diejenigen zum Beſitz gelangen, 
die am meiſten von der Landwirthſchaft verſtehen und aus dem 
Boden am meiſten herauswirthſchaften können, und das ſind nicht 
immer Strudelwitz und Prudelwitz, ſondern ſehr oft einfache bür⸗ 
gerliche Leute, die etwas mehr gelernt haben. (Heiterkeit.) 

Herr Stöcker behauptet, daß auf den Gütern ſelbſt diejenigen 
ſich nicht halten können, die ſchuldenfrei ſind. Das gerade Gegen⸗ 


nicht Fürſt Bismarck habe nach den 


heit iſt Thatſache. 
Zinſen ihrer Hypotheken bezahlen können, ſo begreife ich nicht, 


Wenn die Herren wirklich nicht einmal die 


warum ſie noch auf ihren Gütern ſitzen wollen. Es werden ſich 
ſchon andere finden, die nicht blos die Zinſen bezahlen, ſondern auch 
noch etwas heraus wirthſchaften. Eine ſolche Herabſetzung der 
Landwirthſchaft, wie ſie Herr Stöcker ausgeſprochen hat, die ge⸗ 
eignet iſt, die ganze deutſche Landwirthſchaft kreditunfähig zu 
machen, muß entſchieden zurückgewieſen werden. 

Dem Wunſche, daß mehr darauf hingewirkt werde, dem Ar⸗ 
beiter den Erwerb eigenen Beſitzes zu ermöglichen, 
ſtimme ich durchaus zu. Solche Arbeiter giebt es auch zu Salen, 
den in meinem Wahlkreiſe. Wenn das im Oſten nicht der Fall 
iſt, ſo liegt das daran, daß man durch künſtliche Feſſeln den 
Großgrundbeſitz noch aufrecht zu erhalten ſucht, und daß es dadurch 
unmöglich wird, fo viel Land für dieſe kleinen Leute zu erhalten, 
als ſie wünſchen. Das iſt ja der Hauptgrund der Auswanderung. 
Die Leute wandern aus, weil ſie nicht in der Lage ſind, ſich Land 
zuzukaufen oder Beſitz zu erwerben Den Mangel beſeitigen Sie 
nicht durch Ihre Rentengüter, denn dieſe führen nur neue Be⸗ 
ſchränkungen herbei. Wenn Sie aber wollen, daß die kleinen Leute 
und Arbeiter leichter zu einem Grundbeſitz kommen, fo gehört dazu 
nicht blos, daß Grundbeſitz käuflich tit, ſondern daß fie im Stande 
ſind, den Kaufpreis aufzubringen. Die Getreidezölle bewirken aber 
das gerade Gegentheil. Zufriedenheit entſteht nur dann, wenn die 
Wirthſchaftspolitik des Staates ſich der Intereſſen aller Konſumen⸗ 
ten, wie es früher der Fall war, annimmt, anſtatt allerlei Inter⸗ 
eſſenkoalitionen, die Gruppen des Großgrundbeſitzes und des Groß⸗ 
kapitals durch Zölle zu ſubventioniren. (Lebhafter Beifall links.) 

Abg. Frhr. v. Huene (Str): Herr Stöcker hätte beſſer daran 
gethan, ſeine Rede über die Landwixthſchaft nicht zu halten, denn 
um darüber ſprechen zu können, muß man etwas mehr davon ver⸗ 
fteben, als man auf Reiſen lernt. (Heiterkeit und Beifall.) Aber 
auch Herr Richter befindet ſich im großen Irrthum, wenn er meint, 
der kleine Bauer verkaufe nichts. Etwas muß er doch verkaufen. 
Woher ſoll er ſonſt Geld haben? Uns und die Freiſinnigen leiten 
verſchtedene Motive Die Freiſinnigen ſtimmen für die Verträge, 
weil ſie darin einen Schritt zum Freihandel erblicken, während wir 
darin einen Schutz für die beſtehenden Zölle ſehen. Herrn v. Kardorff 
gegenüber muß ich mir verbitten, uns andere otive unterzu⸗ 
ſchieben, als wir hier angeben. Wir haben vor allem geglaubt. 
dem Lande das Opfer ſchuldig zu fein, im Intereſſe des Anſehens 
der verbündeten Regierungen im Auslande und im Innern. (Bele 
fall im Zentrum.) 


Abg. Graf v. Behr (Rp.) erklärt im Namen des größten 
Theiles feiner Partei aus allgemein politiſchen Gründen für den 
Vertrag ſtimmen zu wollen. 

g. Liebermann v. Sonnenberg vermißt in den 
Verträgen jegliche Berückſichtigung der Landwirthſchaft. Die Han⸗ 
delsverträge würden dem deutſchen Reiche Geld entziehen, ſie ſeien 
ein großer Sieg der goldenen Internationale über die mitteleuro⸗ 
päiſchen Staaten, da ſei es beſſer, die Völker ruinirten ſich in einem 
lagen Kriege, als daß fie ſich durch die Kornjuden ruiniren 
aſſen. 

Ein vom Abg. v. Frege (N.) geſtellter Schluß antrag 
wird hierauf wieder a b ge ehnt. 

Abg. Dr. Petri (nl. Elf.) erklärt als deutſcher Elſäſſer für 
die Verträge ſtimmen zu wollen, da er nicht die Befürchtung hege, 
daß ſie zum Schaden ſondern zum Nutzen des deutſchen Volkes, zur 
N der europäiſchen Stellung Deutſchlands beitragen 
werden. 

etzt wird ein Schlußantrag angenommen. 

28082 1 11 ES 95 ‘adi 

g. v. Kardor p.): De 1 ter Erklärung 
mich nur ehren und in den Augen desjenigen Theil der denten 
Bevölkerung, in welcher ich populär bin, mein Anſehen nur mehren. 
In die Tonart, die der Herr Reichskanzler gegen mich beliebt bat, 
will ich nicht fallen. Ich urtheile nicht aus perſönlicher Gereizt⸗ 
theit, ſondern aus ſachlichen Gründen. 

Abg. v. Helldorff (tonf.): Herr von Kardorff hat mir vor⸗ 
geworfen, ich hätte dem Abg. Richter meinen Reſpekt ausgedrückt. 
Ich habe nur ausgeſprochen, daß ich Reſpekt habe vor der Art zu 
denken und vor der Taltik des Abg. Richter. 

Abg. Richter: Auf die Anerkennung in den Kreiſen, in de⸗ 
nen Abg. v. Kardorff angeblich populär ſein ſoll, verzichte ich. 

n der Spezialdiskuſſion legt ; 

bg. Dr. Böckel (Antif.) unter großer Unruhe des Hauſes 
nochmals den ablehnenden Standtpunkt der Antifemiten dar. 

Hierauf werden die einzelnen Artikel des öſterreichiſchen Ver⸗ 
trags en bloc angenommen, ebenſo in namentlicher Abſtimmung 
dieſer ganze Handelsvertrag mit 243 gegen 48 Stimmen; 5 Abge⸗ 
ordnete enthalten ſich der Abſtimmung. 

Dagegen ſtimmen 5 Antiſemiten; die Konſervativen: von 
Bredow, v. Buſſe, Graf v. Carmer, v. Colmar, Graf Douglas, 


Dr. v. Frege, Frhr. v. Frieſen, v. Gerlach, Baron v. Guſtedt, 
Hahn, v. Sen Erbprinz v. Hohenlohe, v Jagow (Potsdam), 
v. Jagow (Rühſtädt), Graf Kanitz, v. Kleiſt⸗Retzow, Dr. Kro⸗ 


vatſchek, Lutz, v. Maſſow, Dr. Mehnert, Menzer, Graf v. Mir⸗ 
bach, Oertzen, v. d. Often, Graf Pückler, Frhr. v. Saurma, Schlick, 
Graf v. Schlieffen⸗Schlieffenberg, Graf v. Schlieffen⸗Schwandt, 
v. Schöning, v. d. Schulenburg⸗Beetzendorf, v. Sperber, Ste⸗ 
phanus, Frhr. v. Tettau, Wichmann, v. Wrisberg, Zorn v. ulad; 
von der Reichsvartei die Abg. v Kardorff, Holtz und Lucius; die 
Nationalliberalen: Brünings, Brund, Dr. Bürklin, Dr. Clemm 
und Dr. Oſann. Die elſäſſiſchen Abgg. Winterer, Neumann und 
Ruhland, ſowie die Konſervativen Bohtz und Graf Dönhoff ent⸗ 
halten ſich der Abſtimmung. 

Die Viehſeuchenkon vention mit Oeſterreich⸗ 
Ungarn, ſowie die Handelsverträge mit Italien 
men. 
2 Uhr. (Zweite 


und Belgten werden en bloc angenom 

Nächſte Sitzung Dienſtag, 12. Januar 1892, 
Etatsberathung: Reichsamt des Innern) 

Präſident v. Levetzow ſchließt die Sitzung, indem er den 
Abgeordneten ein frohes neues Jahr wünſcht. 

Schluß 4½ Uhr. 


Deutſchland. 
— Berlin, 18. Dez. Die dritte Leſung der Han⸗ 
dels verträge ſollte nach den vorangegangenen, allerdings 
nicht verbindlichen Beſprechungen unter den Parteien, ſchon 
um die Mittagsſtunde ſchließen. Es war vorausgeſehen 
worden, daß einige Mitglieder der Rechten ſprechen ſollten, 
daß ihnen von der Linken nur ein Redner antworten ſollte, 
und daß dann ſofort zur Abſtimmung geſchritten würde. Aber 
derartige Vereinbarungen ſind ſelten haltbar, und auch die 
heutige war es nicht. So fiel denn der Schlußantrag, der 
nach den Reden der Herren von Helldorf, von Kardorff und 
Barth eingebracht worden war, gegen den Widerſpruch der 
langmüthigen Mehrheit, und die Debatte ging ſofort wieder 
beträchtlich in die Breite. Am Ende iſt es gut fo. Da jetz“ 
nun doch einmal Alles überſtanden iſt, ſo ſchadet es 
gewiß nichts, daß auch in dieſer dritten Leſung das 
umfangreichſte Redebedürfniß die umfangreichſte Befriedi⸗ 


gung finden konnte. Von einer Vergewaltigung der Minder⸗ 
heit zu ſprechen, geht jetzt noch weniger als vorher an. Iſt 
doch ſogar die Minderheit der Minderheit, die kleine Anti⸗ 
ſemitengruppe, in der ausgiebigſten Weiſe zum Worte gekommen. 
Es iſt für die übergroße Mehrheit des Reichstages gewiß 

Vergnügen geweſen, die ermüdend langen Reden der 
Herren Liebermann v. Sonnenberg und Böckel über ſich er⸗ 
gehen laſſen zu müſſen. Aber man hat ſich geſagt, daß auch 
dieſe Qual ſchließlich ein Ende nehmen wird, und man hat 
ſie ertragen. Für die Beachtung, die dieſe Redner bei der 
Regierung und bei den meiſten Parteien genießen, hat man 
ein Merkzeichen an der Gleichgiltigkeit, womit die ſtarken An⸗ 
griffe beider Herren aufgenommen wurden. Herr v. Caprivi 
iſt ſowohl vom Herrn Liebermann von Sonnenberg, wie vom 

Böckel in deutlichſter Weiſe provozirt worden, aber während 
er an allen acht Verhandlungstagen ſämmtliche Redner mit größter 
Aufmerkſomkeit anbirte, geftattete er ſich bei dieſen An⸗ 
zapfungen, zum erſten Male während dieſer langwierigen Ver⸗ 

dlungen, ein Geſpräch mit mehreren Herren vom Bundes⸗ 
rathstiſch zu führen. Darin lag nicht entfernt etwas Abſicht⸗ 
liches, ſondern die vollkommene Gleichgiltigkeit gegen die Pfeile 
aus jenem Oppoſitionswinkel hatte den Charakter der ein⸗ 
fachſten Selbſtändigkeit. Bei der Erklärung des Abg. Böckel 
nun gar, daß Herr v. Caprivi wohl daran thäte, dem Fürſten 
Bismarck wieder den Platz einzuräumen (obwohl die Begünſti⸗ 
gung Bleichröders durch den Fürſten Bismarck dem antiſemi⸗ 
tiſchen Agitator auch nicht gerade gefällt), bei dieſer Erklärung 
ſtimmte der Reichskanzler herzlich und ungezwungen in die 
allgemeine Heiterkeit des Hauſes ein. Es wäre ein großes 
Unrecht gegen die beiden antiſemitiſchen Redner, wollte man 
von den vorangegangenen Ausführungen Stöckers fagen, daß 
ſie auf einer höheren Stufe der Einſicht geſtanden hätten. 
Stöcker beſchwor mit ſeiner Rede ein böſes Schickſal 
über ſich herauf; er wurde nämlich vom Abg. Richter in der 
übelſten Weiſe zerzauſt. Daſſelbe geſchah Herrn v. Kardorff 
durch den Reichskanzler. Wieder einmal hat Herr v. Caprivi 
jene eigenthümliche Miſchung von Härte und Ironie gezeigt, 
die das bisherige Urtheil über den anſcheinenden Grundzug 
ſeines Weſens, über das ſonſt vorherrſchende Wohlwollen 
nämlich, einigermaßen alteriren mag. err v. Caprivi kann 
ſcharf wie ein Raſirmeſſer ſein, und Herr v. Kardorff hat 
Muth gezeigt, als er zum zweiten oder gar dritten Male 
während dieſer achttägigen Berathung die Schneide der 
Capriviſchen Beredtſamkeit gegen ſich herausforderte. Als praktiſch 
bedeutſam möchten wir aus den heutigen Verhandlungen nur noch 
die Erklärung des Abg. Herrn v. Koscielski hervorheben, der die 
Zustimmung der Polen zu dem Verhalten ihrer Landsleute im 
öſterreichiſchen Reichsrath ausſprach und der Regierung als 
£inem Horte des Friedens die Unterſtützung der Polen zuſagte. 
Die namentliche Abſtimmung über das Ganze der Handels⸗ 
verträge konnte naturgemäß keine Ueberraſchungen mehr bringen. 
Daß die Minderheit, die bis dahin auf 5 40 geſchätzt 
wurde, nun doch 48 betrug, iſt wohl nur Umſtande zu⸗ 
zuſchreiben, daß Minderheiten an und für ſich rührig ſind. 
Alle Reſerven, die nur irgend aufgeboten werden konnten, ſind 
in letzter Stunde noch herangezogen worden. Geſchloſſen für 
die Verträge ſtimmten die Freifinnigen, die Sozialdemokraten, 
Welfen und Polen. Die Elſäſſer ſpalteten ſich. Anſcheinend 
geſchloſſen dafür war auch das Zentrum. Von den National⸗ 
liberalen ſplitterten 5 zur Minderheit ab, Brüning, Brunk, 
Birklin, Oſann, Klemm. 3 Freikonſervative, die Herren von 
Kardorff, Freiherr v. Gültlingen und Holtz, ſtießen ebenfalls 
zur Minderheit, deren Gros von den Deutſchkonſervativen ge⸗ 
ſtellt wurde. Man wird nach der heutigen Abſtimmung der 
Konſervativen doppelt ſcharf aufzupaſſen haben, wie das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen denen um Helldorf und der Kreuzzeitungs⸗ 
gruppe werden wird. Herr v. Helldorf hat die heutige Debatte 
mit einer Rede eingeleitet, die man als den Konſervatismus 
in Lackſtiefeln bezeichnen könnte, für einen Agrarier hat der 
Herr verſtändig genug geſprochen, aber er hat, obwohl ihm 
ein Theil der Fraktion folgt, vorſichtigerweiſe doch ausdrücklich 
erklärt, daß er nur in ſeinem Namen ſpreche. Offenbar be⸗ 
reitet ſich auf der Rechten etwas Neues vor, was vielleicht 
auch dann gekommen wäre, wenn nicht dieſe als Sprengbombe 
wirkende Getreidezollfrage die Kriſe beſchleunigt hätte. 

— In der am Donnerſtag abgehaltenen Plenarſitzung des 
VBundesraths wurde über mehrere Eingaben in Zoll- und 
Steuer⸗Angelegenheiten, über zwei Eingaben, betreffend das Feil⸗ 

eten von Braunbier im Umherziehen, über die Beſchwerde eines 
früheren Zollaufſehers wegen ſeiner Dienſtentlaſſung und über das 
Rekurs eſuch eines Reichsbeamten gegen ſeine unfreiwillige Ver⸗ 
sung n den Ruheſtand Beſchluß gefaßt. Den Anträgen des 
A stan alers wegen Mittheilung der von der oberiten Landes: 
i anzbehörde hinſichtlich der Zollfontrelen im Grenzbezirke und 
pel. a nlande getroffenen Anordnungen, ſowie wegen der Zulaſſung 
fornif rivat⸗Tranſitlagern ohne amtlichen Mitverſchluß für fali- 
innen Honig und für eingemachten Ingber, ferner den Ent: 
Geſetzeg einer Kreisordnung, einer Gemeindeordnung und eines 
Lothrin betreffend Beſchränkungen der Baufreiheit für Elſaß⸗ 
der A gen, wurde die Zuſtimmung ertheilt. Mit der Vorberathung 
usführungsbeſtimmungen für das Geſetz über das Reichs⸗ 


Schuld f : Sſchüſſe em j uhr. 
weſen e a die Ausſchüſſe für Rechnungsweſen und Juſtiz 
—— 


Celegraphiſche Uachrichten. 
h Rünchen, 18. Dez. Die Kammer der Reichsräthe nahm 
en einſtimmig die Forderungen für Telegraphen⸗ und Te: 
ephonanlagen an und genehmigte eine Reihe kleinerer Etats 
nach den von der Abgeordneten⸗Kammer gefaßten Beſchlüͤſſen. 
a Wien, 18. Dez. Die Abendblätter beſprechen den Ein⸗ 
Wit eines Mitgliedes der vereinigten deutſchen Linken als 
2 einiſter ohne Portefeuille in das Kabinet Taaffe als ſehr 
a = daten und die „Neue freie 

ezeichnen die Annahme, daß Plener hierzu berufen 
werden ſolle, als ee Ra ue cd ; 
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Wien, 18. Dez. Die Städte Trient und Roveredo 
wählten drei Anhänger der Abſtinenzpolitik zu Landtagsabge⸗ 
ordneten wieder. 

Wien, 18. Dez. Zollausſchuß. Der Sektionschef von 
Wittek erklärte, wenn als Nachtheil hervorgehoben worden ſei, 
daß Deutſchland ſich billigerer Eiſenbahntarife auf den öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen bei dem Export nach dem 
Orient werde bedienen können, ſo ſtehe dem das große Inter⸗ 
eſſe Oeſterreich-Ungarns gegenüber, fic) bei der Beförderung 
von Zucker und Getreide der nach Norden und Weſten führen⸗ 
den Eiſenbahnen Deutſchlands ebenfalls unter den gleichen Be⸗ 
dingungen bedienen zu können. Auch die Refaltien ſeien in die 
Tarife einzubeziehen; die Regierung werde jedoch beſtrebt ſein, 
die Refaktien möglichſt einzuſchränken. 

Bern, 18. Dez. Der Ständerath ijt dem Beſchluſſe 
des Nationalraths, betreffend die Amneſtirung der wegen 
Wahlvergehen bei den Wahlen zum teſſiniſchen Großrath 
vom Jahre 1889 Angeklagten einſtimmig beigetreten. Der 
vor den Bundesaffifen anhängige Prozeß iſt fomit 
niedergeſchlagen. Auch die Bundesverſammlung genehmigte 
einſtimmig alle vom Bundesrath in der Teſſiner Angelegen⸗ 
heit gefaßten Beſchlüſſe. 

Die Liga gegen die Vertheuerung der Lebensmittel hat 
den Handelsverträgen mit Deutſchland und Defterreich-Ungarn 
keine Oppoſition zu machen beſchloſſen. 

Winterthur, 18. Dez. Auf Anordnung des außer⸗ 
ordentlichen Unterſuchungsrichters wurden geſtern Abend ſämmt⸗ 
liche Mitglieder des Verwaltungsrathes der fallit gewordenen 
„Kreditbank von Winterthur“ verhaftet. 

Petersburg, 18. Dez. Die Söhne des Großfürſten 
Michael Nikolajewitſch, Großfürſt Georg Alexander und Großfürſt 
Sergius, ſpendeten je 35 000 Rubel für die nothleidenden 
Diſtrikte. 

Petersburg, 18. Dez. Die „Börſenzeitung“ meldet, 
das bevorſtehende Vorſchußgeſchäft mit einigen ruſſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaften werde von einem Syndikate, beſtehend aus 
vier Petersburger Hauptbanken übernommen werden. 

Petersburg, 18. Dez. Die „Nowoje Wremja“ giebt 
in einer Beſprechung des Konfliktes zwiſchen Bulgarien und 
Frankreich der Meinung Ausdruck, daß das Recht auf Seiten 
des letzteren ſei, indem ſie die prinzipielle Wichtigkeit der 
Reſpektirung der Kapitulationen betont. Wenn Frankreich 
nachgäbe, ſo würde es einen in Aegypten gefährlichen Präce⸗ 
denzfall ſchaffen. Das Blatt meint, Frankreich werde ſich 
nicht auf die Abberufung ſeines diplomatiſchen Vertreters in 
Sofia beſchränken können, und nimmt an, daß der franzöſi⸗ 
ſche Botſchafter in Konſtantinopel, Cambon, dem Sultan 
nicht die Nothwendigkeit verhehlt habe, daß die franzöſiſche 
Regierung noch weitergehende Maßnahmen ergreife. 

London, 18. Dez. Nach einer telegraphiſchen Meldung 
aus Blackburn iſt daſelbſt unter den Baumwollenwebern ein 
Streik ausgebrochen. Die Arbeiter fordern fünfprozentige 
Lohnerhöhung. Eine große Anzahl von Webeſtühlen ſtehen still 

Konftautinopel, 18. Dez. Die Beerdigung des Gene- 
ralmajors Steffen Paſcha, Inſtruktors der türkiſchen Artillerie, 
fand heute in feierlicher Weiſe unter Theilnahme der Vertreter 
des Sultans, des deutſchen Botſchafters, des deutſchen Gene⸗ 
ralkonſuls und der übrigen Mitglieder der deutſchen 
Botſchaft ſowie der deutſchen konſulariſchen Vertretung 
ſtatt. Außerdem waren ſämmtliche deutſche, in ottoma⸗ 
niſchen Dienſten ſtehenden Offiziere und Beamten, 
die Spitzen der deutſchen Kolonie, ſowie auch die Offiziere 
der hier ſtationirten fremden Kriegsſchiffe zugegen. Die 
Trauerrede hielt der Prediger der deutſchen Botſchaft Suhl. 
Es Infanterie⸗Bataillon mit der Muſik erwies die militäriſchen 

hren. 

Corleone, 18. Dez. Heute früh wurde hier eine kurze 
Zeit andauerndes Erdbeben verſpürt mit wellenförmiger Be⸗ 
wegung in der Richtung von Norden nach Süden. 

Jaice (Bosnien), 18. Dez. Geſtern Nachmittag 
wurde hier ein Erdſtoß verſpürt, der drei bis vier Sekunden 
andauerte. 

Kairo, 18. Dez. Der Afrikareiſende Oskar Borchert iſt 
hier angekommen. 


Berlin, 19. Dez. Der Kaiſer empfing heute Abend zur 
Abendtafel im Neuen Palais eine Reihe von Abgeordneten 
aller Parteien mit Ausnahme der Sozialdemokraten und 
brachte bei der Tafel ein Hoch auf den Reichskanzler 
Grafen Caprivi aus. Der Kaiſer äußerte, wir ſtänden an 
einem Wendepunkte der Geſchichte; das wäre das Verdienſt 
Caprivis. 

Berlin, 18. Dezbr. An der heutigen Einweihung des 
Teltower Kreishauſes nahm der Kaiſer mit dem Miniſter 


Herfurth theil. Bei der Feſttafel erwiderte der Kaiſer auf > 


das vom Landrath Stubenrauch ausgebrachte Hoch auf ihn 
und ſagte, um das heutige Feſt beneideten uns ſämmtliche 
andere Nationen der Welt. Der einfache Mann des Volkes 
komme hier mit dem Herrſcher zuſammen wie ein Familien⸗ 
mitglied mit dem Familienvater. Er hoffe, daß nicht nur die 
Landwirthe ſpeziell dieſer Provinz, ſondern des geſommten 
Reiches die Empfindung haben würden, daß ſie nach wie vor 
mit dem Kaiſer zuſammen gehörten, daß ſie mit einander 
arbeiten und mit einander fühlen würden. Das alte hohen⸗ 
zollernſche Wort suum enique ſei auch im höchſten Maße auf 
die Landwirthſchaft anzuwenden. Der Kaiſer ſchloß mit einem 
Hoch auf den Kreis Teltow, ſodann folgte unmittelbar darauf 
eine weitere Rede mit der Ankündigung der Ernennung 
Caprivis zum Grafen. 

Berlin, 18. Dez. Als bei der heutigen Einweihung 
des Kreishauſes für den Kreis Teltow bei dem Feſtmahl, an 
welchem auch der Kaiſer theilnahm, die Nachricht von der 


Annahme der Handelsverträge im Reichstage eintraf, erhob 
ſich der Kaiſer nochmals zu einer Rede. Dies Ergebniß, ſo 
ſagte er, ſei der hingebenden Arbeit des Reichskanzlers zu ver⸗ 
danken. Dieſer einfache, ſchlichte preußiſche General habe es 
verſtanden, innerhalb zweier Jahre ſich in Themata einzu⸗ 
arbeiten, die zu beherrſchen außerordentlich ſchwer fei. 
Mit ſeltenem politiſchen Blick begabt habe er das Vater⸗ 
land vor ſchlimmen Folgen im rechten Augenblick be⸗ 
wahrt. Es ſei ſelbſtverſtändlich, daß einzelne Intereſſenten 
Opfer bringen müßten, damit das Ganze vorwärts 
gebracht werde. Er glaube aber, daß die That, die durch 
Einleitung des Abſchluſſes der Handelsverträge vollbracht 
ſei, für die Mit⸗ und Nachwelt als eines der bedeuteud⸗ 
ſten geſchichtlichen Ereigniſſe daſtehen würde, das geradezu ein 
rettendes zu nennen ſei. Der Reichstag habe in ſeiner größten 
Mehrheit gezeigt, daß er den weiten politiſchen Blick dieſes 
Mannes erkannt habe und ſich ihm anſchließen wolle, es würde 
dieſer Reichstag ſich einen Mark- und Denkſtein in der Ge⸗ 
ſchichte des deutſchen Reichs damit geſetzt haben. Trotz der 
Verdächtigungen und Schwierigkeiten, die dem Reichskanzler und 
den Räthen von verſchiedenſten Seiten gemacht ſeien, ſei es 
gelungen, das Vaterland in neue Bahnen einzuleiten. Der 
Kaiſer ſei überzeugt daß nicht nur unſer Vaterland, ſondern 
auch diejenigen, welche mit uns in dem großen Zollverband 
ſtänden, dereinſt dieſen Tag ſegnen würden. Er fordere die 
Anweſenden auf, mit ihm das Glas zu leeren auf das Wohl 
des Reichskanzlers Grafen Caprivi. 

London, 19. Dez. Nach einer Reutermeldung aus Kairo 
erklärte Pater Ohrwalder, bevor er Koroska verlaſſen habe, 
hätten ſich in Omdurman gegen 40 Gefangene befunden, dar⸗ 
unter ein Kaufmann Neufeld und Slatin Ben. Neufeld fei in 
Ketten gelegt und Slatin Bey werde aufmerkſam bewacht. Es 
wünſche Jedermann, daß die Oberhoheit Egyptens wieder⸗ 
hergeſtellt werde. 


Mtecorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Dezember 1891. 


Datum Barometer auf 0 Better] et 
Gr.ceduz.inmm; Wetter. li Cel). 
Stunde GG m Seehöhe. Or 
18. Nachm. 2 | 765,0 RAS mäßig. | bedec HR 
18. Abends 9 767,9 | MRW mäßig bedeckt 0. 18 
19. Moras. 7 | 769,4 | MW mäßig bedeckt — 18 


) Den Tag über Schnee. 
Am 18. Dez. Wärme⸗Maximum 


0,4° 
Am 18 Wirme-Minimum — 


4,4° 
Celegraphiime Borſeuverichte. 


Jonds⸗Kurſe. 

Hamburg, 18. Dez. Abgeſchwächt. 

Gold in Barren pr. Kilo 2786 Br. 2782 Gd. 

Silber in Barren pr. Kilo 127,75 Br., 127,25 Gd. 

Breslau, 18. Dez. Unbelebt. 

Neue Zproz. Reichsanleihe 84,40, 3% proz. L.⸗Pfandbr. 96,55, 
Konſol. Türken 18,15, Türk. Looſe 61,10, 4proz. ung. Gold rente 
90,50, Bresi. Distontobant 89,50, Breslauer Wechslerbank 89.75, 
Kreditaktien 152 Schleſ. Bankverein 109,00, Di 
81 50, Flötber 


Cel”. 


1860er Koofe 120,20, 4proz. ungar. Goldrente 90,40, Italiener 
1880er Ruſſen 9370*, 3. Ortentaní. 63,60, unifiz. 
fond. Türken 18,15, 4proz. türk. Anl. 82 60, 3proz. port. Anl. 33,80, 


fel 80,525, 

Wiener Wechſel 172,32, ſerbiſche Tabaksrente 85,60, Bochum. Guß⸗ 

1 5 Bergwerk 150,60, 
ainzer 111,10. 


Rio de 


E Vrodukten⸗Kurſe. 
Köln, 18. Dez. Getreidemarkt. Wetzen hleſiger loto 23,75, 
do. fremder loko 25,25, p. März 22,75, p. Mai 22,75. gen 
gieſiger loto 24,25, fremder loto 26,25, p. Marz 24.00, per Mat 
24,20. Hafer hieſiger foto 15,50, fremder 18,50. Hübät loto 66,00 
p. Mai 1892 63,20, 8 Oktober 62,70. — Wetter: Froſt. 

Bremen, 18. Dez. (Kurſe des Effekten⸗ und Makler⸗Vereins, 
5proz. Nordd. Wellkämmeret⸗ und Kammgarn⸗Spinnerei⸗Aktien 
120 Gd. 5proz. Nordd. Lloyd⸗ rien 99 / Gd. 


Bremen, 18. Dez. (Börſen ⸗Schlußzgertcht.) Raffinirtes 
* Notir. der Bremer Petroleumbörſe.) Steigend. 
oke 6,20 bez. 

Baumwolle. Stetig. Upland middl., loko 40 Pf., Upland 


Baſis middl., nichts unter low middl. anf Terminlieferung, Dez. 
9% Pf. Jan, 39%, Pf, Febr. 40 Pf., März 40½ Pf., April 
40% Pf., Mai 41%, Pf., Juni — Pf. 

Schmalz. Rubia. Wilcox 35 Pf. Armour 34, Pf., Robe 
und Brother — Pf., Fairbanks 32 ¼ Pf. 

Hamburg, 18. Dez. Getreidemartt. Weizen foto feſt, holſtein. 
loko neuer 222—228, — Roggen loto feſt, mecklenb. loko neuer 
220.— 240, ruſſ. loto feft, neuer 192—198 — Hafer ruhig. — Gerſte 
ruhig. — Rüböt (unvecz.) ſtill, loto 62,00. — Spirttue ſchwach, per 
Dez. 40%, Br., p. Dez.⸗Jan. 40%, Br., p. Jan.⸗Febr. 40% Br 
April⸗Mat 40% Br. — Kaffee feft_ Umſatz 1500 Sack. tro⸗ 
leum ruhig, Standard white loto 6,70 Br., p. Jan.⸗März 6,65 Br. 
— Wetter: Froſt. 5 

Hamburg, 18. Dez. Zuckermarkt (Schlußbericht.) Rüben ⸗ 
ogzucker I. Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, trek’ 
in Bord Hamburg v. Dezbr 14,25, p. März 1480, p. Mat 
15,02 ¼, p. Auguſt 15,32%. Behauptet. 

Hamburg, 18. Dez. Kaffee. (Nachmtttagsbericht) Good aves 
case Fri per Dez. 69¼ p. März 64, p. Mai 62%, p. Sept, 
1. Ruhig. 

Faris, 18. Dez. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen feit, 
y. Dez. 26,60, p. Jan. 27,00; p. Jan.⸗April 27,50, p. März⸗Junt 
28,10. — Roggen ruhig, p. Dez. 21,00, v. Dic sunt 22,70. 
— Mehl felt, p. Dez. 58,20, p. Jan. 58,80, p. Jan.- April 59,70, 


— 


